
Haus & Grund: CO2-Preis und Klimageld gehören zusammen - Verursacherprinzip 
nicht aufweichen 

„Der CO2-Preis soll lenken – und nicht die Bürger ärmer machen.“ Auf diesen 

Geburtsfehler der CO2-Bepreisung wies Haus & Grund-Präsident Kai Warnecke 

heute in Berlin hin. Der Fehler könne behoben werden, indem die Staatseinnahmen 

aus der CO2-Bepreisung in Form eines für jeden Bürger gleich hohen Klimageldes 

zurückgezahlt werden. 

Eine pauschale Rückgabe würde einkommensschwächere Haushalte stärker 

entlasten als einkommensstarke Haushalte, denn einkommensschwache Haushalte 

emittieren durchschnittlich weniger CO2. Die zusätzliche Belastung durch die CO2-

Bepreisung würde bei einkommensschwachen Haushalten mit dem Klimageld sogar 

überkompensiert. 

Warnecke wies darauf hin, dass spätestens mit der Einführung eines Klimageldes die 

SPD-Forderung nach einer Teilung des CO2-Preises zwischen Mieter und Vermieter 

hinfällig wäre. „Mit ihrer Forderung zeigt die SPD jedoch, dass sie den Klimaschutz 

nicht ernst nimmt und die CO2-Bepreisung bis heute nicht verstanden hat“, so 

Warnecke. Das SPD-Argument der sozialen Abfederung bezeichnete er als 

scheinheilig. „Konsequenterweise müsste die SPD dann für eine gänzliche 

Ausnahme des Wohnens von der CO2-Bepreisung eintreten, denn der CO2-Preis 

werde auch einkommensschwache Eigentümerhaushalte mit voller Wucht treffen“, 

sagte der Verbandschef. Das Klimageld würde auch einkommensschwache 

Eigentümerhaushalte entlasten. 

 


